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1. ABGABENÄNDERUNGSGE-
SETZ 2022 IN BEGUTACHTUNG   

Am 17.5.2022 wurde der Begutachtungs-

entwurf für das Abgabenänderungsgesetz 

2022 (AbgÄG 2022) veröffentlicht. Das 

AbgÄG 2022 soll noch vor der Sommer-

pause im Parlament beschlossen werden. 

Nachfolgend finden Sie einen Überblick 

über die wichtigsten geplanten steuerli-

chen Änderungen. Über etwaige Änderun-

gen und die finale Gesetzwerdung werden 

wir Sie im Rahmen der nächsten Ausgabe 

informieren. 

 

1.1  Änderungen im EStG 

 

 Pauschaler Betriebsausgabenab-

zug für Jahresnetzkarten 

Bei Jahreskarten für den öffentlichen Ver-

kehr, die sowohl für betrieblich veranlass-

te Fahrten als auch für private Fahrten 

genutzt werden, können zukünftig (ab der 

Veranlagung 2022) von Selbständigen 

(Einzelunternehmern) 50% der aufgewen-

deten Kosten pauschal (ohne weiteren 

Nachweis) als Betriebsausgaben abgezo-

gen werden. Umfasst davon sind Kosten 

für eine nicht übertragbare Jahreskarte 

der 2. Klasse, wenn glaubhaft gemacht 

werden kann, dass die Jahreskarte auch 

für betriebliche Fahrten genutzt wird. Auf-

preise bspw für Familienkarten sollen 

nicht von der Pauschalregelung erfasst 

sein. 

Hinweis: Die Möglichkeit der Berücksichti-

gung der tatsächlichen Kosten für Netzkarten 

als Betriebsausgabe bleibt weiterhin bestehen 

(Führung exakter Aufzeichnungen). 

 

 Neuerungen iZm der Forschungs-

prämie 

Bislang sind Forschungsleistungen von 

Einzelunternehmern, Gesellschaftern einer 

Personengesellschaft oder unentgeltlich 

tätigen Gesellschaftern einer Kapitalge-

sellschaft im Rahmen der Forschungsprä-

mie nicht berücksichtigt worden. Zukünf-

tig (erstmalig anwendbar auf Prämien für 

das Jahr 2022) soll nun die Berücksichti-

gung eines fiktiven Unternehmerlohns iHv 

€ 45 für jede nachweislich in den Berei-

chen Forschung und experimenteller Ent-

wicklung erbrachte Tätigkeitsstunde ge-

setzlich verankert werden (maximal je-

doch € 77.400 pro Person und Wirt-

schaftsjahr). Des Weiteren soll die An-

tragsfrist für die Forschungsprämie von 

der Rechtskraft der Steuerbescheide ent-

koppelt werden. 

Darüber hinaus soll es zukünftig ebenfalls 

die Möglichkeit geben, auf Antrag über 

einen abgegrenzten Teil eines Prämienan-

trags durch einen gesonderten Bescheid 

absprechen zu können. Damit einherge-

hend sollen auch Teilauszahlungen bei 

Prämienanträgen möglich sein. Nach der-

zeitiger Rechtslage kann über Prämienan-

träge nur einheitlich abgesprochen wer-

den, was oftmals Verzögerungen bei der 

Auszahlung der Prämie zur Folge hat. 

 

 Keine Steuerpflicht bei Depo-

tübertragungen iZm mit Umgrün-

dungen 

Der derzeitigen Rechtslage nach wird bei 

Depotentnahmen oder -übertragungen im 

Rahmen der Anwendbarkeit des UmgrStG 

regelmäßig eine Entnahmebesteuerung 

ausgelöst, da bisher in diesen Fällen kei-

ner der Ausnahmetatbestände erfüllt war. 

Durch die Änderungen soll nun ein weite-

rer Ausnahmetatbestand geschaffen wer-

den. Demnach soll eine Übertragung im 

Zuge einer unter das UmgrStG fallenden 

Umgründung keine Entnahmebesteuerung 

bewirken. Damit die inländische depotfüh-

rende Stelle den Kapitalertragsteuerabzug 

unterlassen und eine entsprechende Mit-
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teilung an das Finanzamt durchführen 

kann, muss das Vorliegen einer Umgrün-

dung iSd UmgrStG mittels geeigneter Un-

terlagen (zB notariell beurkundeter Be-

schluss) glaubhaft gemacht werden. Für 

ausländische depotführende Stellen soll 

der Steuerpflichtige diese Mitteilung selbst 

vornehmen können. 

 

 Entfall der verpflichtenden Aus-

stellung von Verlustausgleichsbe-

scheinigungen 

Die bisherigen von den depotführenden 

Stellen verpflichtend auszustellenden Ver-

lustausgleichsbescheinigungen bzw die 

darin enthaltene Darstellung der bezoge-

nen Kapitalerträge sowie die darauf ent-

fallene Kapitalertragsteuer haben sich in 

der Vergangenheit als oftmals nicht aus-

reichend detailliert erwiesen. Daher soll 

die bisherige verpflichtende automatische 

Übermittlung der Verlustausgleichsbe-

scheinigung ab 1.1.2024 neu geregelt 

werden. Die verpflichtende automatische 

Übermittlung der Verlustausgleichsbe-

scheinigung entfällt, dafür soll zukünftig 

auf Verlangen des Steuerpflichtigen 

ein umfangreiches Steuerreporting 

erteilt werden, das alle für den Steuer-

pflichtigen relevanten Daten über die ihn 

betreffenden Geschäftsfälle und das für 

ihn verwaltete Kapitalvermögen enthält.  

 

 Verlängerung der Begünstigungs-

vorschrift für Ärzte 

Die im Zuge der COVID-19-Gesetzgebung 

eingeführte und verlängerte Begünsti-

gungsvorschrift bei Betriebsaufgaben für 

Ärzte iSd § 36b Ärztegesetz 1998 (das 

sind Ärzte über 60 Jahre, die in der Pan-

demie aushelfen) soll vor dem Hinter-

grund der andauernden Pandemie aber-

mals verlängert werden. 

 

 Steuerfreie Mitarbeitergewinnbe-

teiligung 

Durch die ökosoziale Steuerreform 2022 

wurde die steuerfreie Mitarbeitergewinn-

beteiligung eingeführt. Nun soll klarge-

stellt werden, dass einem einzelnen Ar-

beitnehmer insbesondere auch bei mehre-

ren Arbeitgebern insgesamt trotzdem nur 

der steuerfreie Maximalbetrag von jährlich 

€ 3.000 gewährt werden kann. Bei einer 

Überschreitung soll es künftig im Rahmen 

der Pflichtveranlagung zu einer Nachver-

steuerung des übersteigenden Betrags 

kommen. 

 

 Besteuerung von Leistungen aus 

der Sozialversicherung 

Bestimmte Leistungen aus der Sozialversi-

cherung – wie insbesondere Krankengeld, 

Rehabilitationsgeld, Wiedereingliede-

rungsgeld und Umschulungsgeld – sollen 

künftig zur Vermeidung von Steuernach-

zahlungen aufgrund längerer Verfahrens-

dauern und geballter Zahlungen nicht 

mehr im Jahr des Zuflusses besteuert, 

sondern dem Jahr des Anspruchs zuge-

rechnet werden (sogenanntes An-

spruchsprinzip). Die Änderungen sollen für 

Zahlungen, Nachzahlungen und Rückzah-

lungen der genannten Leistungen ab 

1.1.2022 gelten. 

 

 Öffi-Ticket & Pendlerpauschale 

Zur Unterstützung des Umstiegs auf öf-

fentliche Verkehrsmittel wurde die Steu-

erbefreiung mit Juli 2021 auf Wochen-, 

Monats- und Jahreskarten erweitert, so-

fern die Karte zumindest am Wohn- oder 

Arbeitsort gültig ist. Nun soll klargestellt 

werden, dass nicht nur die (teilweise) 

Übernahme der Kosten, sondern auch 

die Zurverfügungstellung eines Öffi-

Tickets durch den Arbeitgeber steuerfrei 

möglich ist. 
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Darüber hinaus soll es künftig zu einer 

Pflichtveranlagung kommen, wenn die 

gesetzlichen Voraussetzungen nicht erfüllt 

waren oder Arbeitnehmern Kosten für ein 

Öffi-Ticket in einer nicht zustehenden Hö-

he ersetzt wurden (zB durch unrichtige 

Angaben). Weiters soll künftig auch dann 

eine Pflichtveranlagung durchgeführt wer-

den, wenn ein Pendlerpauschale zu Un-

recht oder in falscher Höhe berücksichtigt 

wurde. 

 

 Unterhaltsabsetzbetrag 

Die steuerliche Behandlung von unregel-

mäßigen sowie nachgezahlten Unterhalts-

leistungen soll gesetzlich klargestellt wer-

den. Der Unterhaltsabsetzbetrag soll 

nur für jene Monate zustehen, für die 

rechnerisch die volle Unterhaltsleistung 

erfüllt wurde. Dabei soll zunächst immer 

die älteste offene Unterhaltsverpflichtung 

getilgt werden. Bei unregelmäßigen Zah-

lungen innerhalb eines Kalenderjahrs soll 

somit vom Beginn des Kalenderjahrs (bzw 

der Unterhaltsverpflichtung) an aufgefüllt 

werden. Dies soll auch für Nachzahlungen 

gelten, allerdings sollen diese ausschließ-

lich im Kalenderjahr der Zahlung zu be-

rücksichtigen sein. Nachzahlungen für 

offene Unterhaltsverpflichtungen aus dem 

Vorjahr sollen für den Unterhaltsabsetzbe-

trag im Vorjahr nicht mehr berücksichtigt 

werden können. 

 

 Jahressechstel bei Kurzarbeit 

Wie bereits in den letzten beiden Jahren 

soll auch 2022 für Zeiten der Kurzarbeit 

(unabhängig davon, wie lange Arbeitneh-

mer in Kurzarbeit waren) bei der Berech-

nung des Jahressechstels ein pau-

schaler Zuschlag von 15% berücksich-

tigt werden, um Kürzungen der Steuerbe-

günstigungen des Jahressechstels zu 

dämpfen. 

1.2  Änderungen im UStG  

Im Bereich der Umsatzsteuer soll es zu 

folgenden Änderungen kommen: 

 kein Übergang der Steuerschuld und 

keine Haftung von Leistungsempfän-

gern (=Mieter ist Unternehmer oder ju-

ristischen Personen des öffentlichen 

Rechts) bei der Vermietung von Grund-

stücken (insbesondere Geschäftsräum-

lichkeiten) durch ausländische Vermie-

ter. Damit soll die bisherige Verwal-

tungspraxis, dass der ausländische 

Vermieter die Umsatzsteuer in Öster-

reich unter Abzug von relevanten Vor-

steuern abführt, aufrecht bleiben. 

 erweiterter Anwendungsbereich der 

Sonderregelung für Dreiecksgeschäfte 

(zukünftig auch auf Reihengeschäfte 

mit mehr als drei Personen). 

 Verlängerung des 0%-igen Steuersat-

zes für Schutzmasken bis 30.6.2023. 

 (echte) Umsatzsteuerbefreiung für 

grenzüberscheitende Personenbeförde-

rung mit Eisenbahnen (ab 1.1.2023). 

 Vorsteuerabzug erst im Zeitpunkt der 

Zahlung bei Leistungsbezug von einem 

IST-Versteuerer (ab 1.1.2023). 

 Angabe „Besteuerung nach verein-

nahmten Entgelten“ als zusätzliches 

Rechnungsmerkmal bei IST-

Versteuerern (ab 1.1.2023). 

 

  

2. UPDATE CORONA – INFOS 

AUS DER PRÜFUNGSPRAXIS  

Mit dem Update der FAQs vom 10.5.2022 

wurden die bisherigen Aussagen zur 

Schadensminderungspflicht bei Bestands-

verträgen (Miete oder Pacht) entfernt und 

neue Bestimmungen aufgenommen.  

Bisher war es zur Erfüllung der Scha-

densminderungspflicht bei Bestandsver-

trägen ausreichend, wenn eine der drei 

Varianten (1) Reduktion des Bestands-

zinses, (2) Zahlung unter Vorbehalt oder 

(3) nachträgliche Vorbehaltsstellung er-

http://www.essl-stb.at/
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füllt wurde. Die neuen Regelungen der 

FAQs beinhalten nunmehr andere Vo-

raussetzungen, welche auch für be-

reits ausbezahlte Zuschüsse anzu-

wenden sind. 

Darüber hinaus wurde in den neuen FAQs 

klargestellt, dass das BMF bzw die COFAG 

NICHT zwischen Miete oder Pacht unter-

scheidet und somit für beides dieselben 

Kriterien zur Anwendung bringt. Die Rege-

lungen sind folglich für sämtliche Be-

standszinse – unerheblich ob Miete oder 

Pacht – in gleicher Weise anzuwenden.  

 

Voraussetzungen für die Berücksich-

tigung von Mieten/Pachten 

Die ehemals gesondert veröffentlichten 

FAQs zur Berücksichtigung von Bestands-

zinsen (Mieten und Pachten) wurden 

nunmehr in die FAQ-Sammlung der ein-

zelnen Zuschussprodukte aufgenommen. 

Im Zuge dessen wurden auch einzelne 

Konkretisierungen und Nachschärfungen 

vorgenommen.  

Voraussetzung für die Anerkennung von 

Vereinbarungen zwischen Bestandgeber 

und Bestandnehmer ist, dass es sich um 

eine fremdübliche, rechtswirksam abge-

schlossene Vereinbarung handeln muss, 

die eine endgültige Einigung beinhaltet 

und im Zeitpunkt des Abschlusses (ex-

ante-Betrachtung) eine sachgerechte Be-

standzinsminderung beinhaltet. Dabei gilt:  

 Rechtswirksam abgeschlossene 

Vereinbarung: Neben schriftlichen 

Vereinbarungen sind auch mündliche 

Vereinbarungen mit entsprechendem 

Nachweis geeignet (zB Überweisungs-

bestätigung). 

 Fremdvergleichsgrundsatz: Bei Ver-

einbarungen zwischen fremden Dritten 

wird grundsätzlich Fremdüblichkeit 

vermutet. 

Hinweis: Die FAQs sehen vor, dass ein 

Naheverhältnis neben den bekannten steuerli-

chen Merkmalen (bei familiärer Verbindung 

oder beteiligungsmäßiger Verflechtung) auch 

bei einer intensiven geschäftlichen Verbindung 

gegeben sein kann. 

 

 Endgültige Einigung: Vorläufige Ver-

einbarungen sind nicht ausreichend. Al-

lerdings kann eine vorläufige Vereinba-

rung in eine endgültige Vereinbarung 

umgewandelt werden 

 Sachgerechte Bestandzinsminde-

rung: Dieses Kriterium wird nicht klar 

definiert. Im Sinne einer Negativab-

grenzung wird lediglich ausgeführt, 

dass keine sachgerechte Reduktion vor-

liegt, wenn eine Minderung für Zeit-

räume außerhalb behördlicher Betre-

tungsverbote vereinbart wurde und im 

Gegenzug für den Zeitraum behördli-

cher Betretungsverbote keine zusätzli-

che Minderung vereinbart wird. We-

sentlich ist auch die ex-ante-

Betrachtung (= Betrachtung im Zeit-

punkt des Abschlusses der Vereinba-

rung): Vereinbarungen, welche vor 

Veröffentlichung der ersten OGH-

Entscheidungen getroffen wurden, wer-

den uE anders zu beurteilen sein, als 

Vereinbarungen, welche aktuell abge-

schlossen werden (eine nicht zu erwar-

tende Weiterentwicklung der OGH-

Judikatur oder unvorhergesehene Ver-

änderungen beim Bestandobjekt sind 

nämlich im Rahmen dieser ex-ante-

Betrachtung nicht zu berücksichtigen). 

 

War das Bestandsobjekt aufgrund der 

behördlichen Betretungsverbote in 

der Nutzbarkeit beschränkt und liegt 

keine geeignete (= den obenstehenden 

Kriterien entsprechende) Vereinbarung 

vor, ist die tatsächliche Nutzbarkeit mit-

tels anderer geeigneter Unterlagen nach-

zuweisen, wobei vereinfachend auf den 
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dem Bestandsobjekt zuzurechnenden Um-

satzausfall abgestellt werden kann. Eine 

flächenmäßige Aufteilung und anteilige 

Berücksichtigung des Bestandzinses ist 

nur möglich, wenn diese dem Bestandver-

trag zu entnehmen ist, wobei neben der 

anteiligen Fläche auch der anteilige 

Bestandzins gesondert ausgewiesen sein 

muss. Erleichternd wurde hierzu nur noch 

ergänzt, dass von einem behördlichen 

Betretungsverbot betroffene Flächen bei 

der Berechnung der tatsächlichen Nutz-

barkeit außer Ansatz bleiben können, 

wenn klar und nachvollziehbar nachgewie-

sen werden kann, welcher Teil des Be-

standzinses auf diese Flächen entfällt. 

Beispiele für einen solchen Nachweis wä-

ren: Nebenvereinbarungen, Zusatzverein-

barungen uä. 

Insgesamt sind die Regelungen nach wie 

vor komplex und es bleiben praktische 

Fragen offen. Es ist daher jedenfalls zu 

empfehlen, die bisher gesetzten Maßnah-

men zur Schadensminderungspflicht sorg-

fältig zu dokumentieren, Vereinbarungen 

zur Reduktion der Miete/Pacht hinsichtlich 

der geforderten Kriterien zu überprüfen 

und insbesondere bei mündlichen Verein-

barungen auf eine gute Nachweisbarkeit 

zu achten (zB Gesprächsprotokoll mit 

Überweisungsbestätigung udgl). 

In Zusammenhang mit den Schadensmin-

derungspflichten ist zudem zu beachten, 

dass in den neuen FAQs explizit festgehal-

ten wird, dass die Regelungen zur Beurtei-

lung einer sachgerechten Reduktion der 

Miete/Pacht losgelöst von der (zukünfti-

gen) Entwicklung der OGH-

Rechtsprechung zu sehen sind. 

Hinweis: Während es bisher empfehlenswert 

war, auf die weitere Entwicklung der Recht-

sprechung zu warten, um hier auch bessere 

Verhandlungspositionen beim Vermieter / Ver-

pächter zu erzielen, kann dies künftig auch 

nachteilig sein. Förderrechtlich wurden nämlich 

eigene Regelungen geschaffen. Daher ist es 

möglich, dass trotz erfolgloser Klage und somit 

einer Verpflichtung zur Zahlung eines Miet- / 

Pachtzinses dennoch kein Zuschuss für Zeit-

räume behördlicher Betretungsverbote gewährt 

wird. 

Exkurs: Verlängerung des NPO-

Unterstützungsfonds für das 1. Quar-

tal 2022 

Um die Non-Profit-Organisationen weiter-

hin bestmöglich zu unterstützen, wurde 

der NPO-Fonds bis Ende März 2022 ver-

längert. Die Anträge für das 1.Quartal 

2022 können auskunftsgemäß ab Juni 

2022 über https://antrag.npo-fonds.at 

gestellt werden. Die diesbezügliche Ver-

ordnung wurde bis dato noch nicht erlas-

sen. 

 

3. FERIENJOBS UND STEU-

ERPFLICHT 

Nach dem bevorstehenden Schulschluss 

starten viele Schüler und Studenten in 

einen Praktikumsplatz oder einen Som-

merjob, um die ersten beruflichen Erfah-

rungen zu sammeln. Für viele Unterneh-

mer gehört es zur Unternehmenskultur, 

jungen Menschen das „Hineinschnuppern“ 

in den Beruf zu ermöglichen. Es sind viel-

leicht die nächsten Mitarbeiter darunter. 

Welche Formen von Ferienjobs gibt es? 

 

 Ferialjob 

Arbeiten Schüler oder Studenten im 

Sommer, gelten sie wie alle anderen als 

Arbeitnehmer. Sie sind unbedingt vor Ar-

beitsantritt vom Dienstgeber bei der ÖGK 

anzumelden. Es gelten alle arbeitsrechtli-

chen Bestimmungen wie insbesondere der 

Kollektivvertrag und das Sozial-

Dumpinggesetz. Über der Geringfügig-

keitsgrenze von € 485,85 pro Monat sind 

die Ferial-Arbeitnehmer vollversichert, 

http://www.essl-stb.at/
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ihre Beitragsmonate werden bei der Pen-

sionsberechnung mitberücksichtigt. 

 

 Echte Ferialpraktikanten 

(Ferial)Praktikanten absolvieren ein Prak-

tikum im Rahmen ihres Schul- oder Studi-

enplans. Volontäre arbeiten freiwillig im 

Unternehmen mit. In beiden Fällen steht 

der Ausbildungscharakter im Vordergrund. 

Im Übrigen besteht keine Arbeitsverpflich-

tung und kein Anspruch auf ein Mindest-

gehalt. Es liegt nach Ansicht von Arbeits-

rechtsexperten ein Ausbildungsvertrag 

und kein Dienstvertrag vor. Dennoch 

empfiehlt es sich, eine Anmeldung bei der 

ÖGK in Höhe des vereinbarten Taschen-

geldes vorzunehmen, um etwaige Nach-

forderungen seitens der ÖGK zu vermei-

den. 

Eine Sonderstellung nehmen Praktikanten 

in der Hotellerie und dem Gastgewerbe 

ein. Hier gilt das Pflichtpraktikum als ech-

tes Dienstverhältnis, das entsprechend 

dem Kollektivertrag in Höhe der Lehr-

lingsentschädigung entlohnt werden muss. 

 

 Schnuppertage 

Für Schüler, die eine individuelle Berufs-

orientierung während oder außerhalb der 

Unterrichtszeit absolvieren, gibt es die 

Möglichkeit sogenannter Schnuppertage. 

Grundsätzlich sind Schüler durch die ge-

setzliche Schülerunfallversicherung abge-

sichert. Besteht keine Schulpflicht (mehr), 

hat eine Anmeldung als Volontär bei der 

AUVA zu erfolgen. Solche Berufsschnup-

pertage dürfen maximal fünf Tage pro 

Betrieb und maximal 15 Tage je Schüler 

innerhalb eines Kalenderjahres andauern. 

 

 

 

 Ferienjobs - was dürfen Kinder da-

zuverdienen? 

Wenn Kinder mit Sommerjobs ihr eigenes 

Geld verdienen wollen, laufen Eltern Ge-

fahr, die Familienbeihilfe und den Kinder-

absetzbetrag zu verlieren.  

 Kinder bis zur Vollendung des 19. 

Lebensjahres dürfen ganzjährig be-

liebig viel verdienen, ohne dass bei 

den Eltern die Familienbeihilfe und der 

Kinderabsetzbetrag gefährdet sind.  

 Kinder über 19 Jahre müssen darauf 

achten, dass das zu versteuernde Ein-

kommen (jährliches Bruttoentgelt ohne 

13. und 14. Gehalt nach Abzug von So-

zialversicherungsbeiträgen, Werbungs-

kosten, Sonderausgaben und außerge-

wöhnlichen Belastungen) € 15.000 

nicht überschreitet, um die Familien-

beihilfe und den Kinderabsetzbetrag 

nicht zu verlieren. Dies gilt unabhängig 

davon, ob das Einkommen in den Ferien 

oder außerhalb der Ferienzeit erzielt 

wird.  

Sollte das zu versteuernde Einkommen 

des Kindes € 15.000 überschreiten, 

wird die Familienbeihilfe um den über-

steigenden Betrag vermindert und 

ist zurückzuzahlen. 

Auch beim Bezug von Studienbeihil-

fen können Studenten bis zu € 15.000 

dazuverdienen. 

TIPP: Eine Arbeitnehmerveranlagung für 

Niedrigverdiener bringt auf jeden Fall die Er-

stattung von bis zu 50% der Sozialversiche-

rungsbeiträge (sogenannte Negativsteuer). In 

den meisten Fällen wird diese im Wege der 

antragslosen Veranlagung seitens des Finanz-

amts im Folgejahr erledigt. 
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